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38 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
betreffend Abänderung des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (G. S. S. 152) 
nebſt Abänderungsgeſetzen. 


Artikel 1. 
Das Kommunalabgabengeſetz vom 14. Juli 1893 (G. S. S. 152) wird wie folgt abgeändert: 
1. In § 23 iſt als neuer Abſatz aufzunehmen: 

Nach Lage des Finanzbedarfs ſind die Gemeinden berechtigt, ihre mit Bezug auf die 
Erhebung der direkten Gemeindeſteuern gefaßten Beſchlüſſe im Laufe des betreffenden Rechnungs⸗ 
jahres, und zwar rückwirkend vom Beginn des Rechnungsjahres ab, abzuändern. Die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Aufſichtsbehörde nach § 77 dieſes Geſetzes wird hierdurch nicht berührt. 

. Die §§ 54, 55, 56, 57 und 58 werden aufgehoben. 
3. Der § 59 erhält folgende neue Faſſung: 

Die Gemeinde hat bis zum Ablauf der erſten 6 Monate des Rechnungsjahres daruber 
Beſchluß zu faſſen, in welcher Weiſe der Finanzbedarf des laufenden Rechnungsjahres zu decken 
iſt. Kommt bis zu dieſem Zeitpunkt ein gültiger Beſchluß nicht guftande, fo beſtimmt die 
Aufſichtsbehörde, in welcher Weiſe die Deckung der Ausgaben zu erfolgen hat. Sie muß in 
dieſem Falle Anordnung darüber treffen, in welcher Höhe die einzelnen Steuerarten zur Erhebung 
zu gelangen haben. 

4. 8 77 Abſatz 3 erhält folgende neue Faſſung: 

Die Genehmigung von Gemeindebeſchlüſſen, durch welche 

a) beſondere direkte oder indirekte Gemeindeſteuern neu eingeführt oder in ihren Grundſätzen 
verändert werden, 

b) Bufehlage zu den direkten Staatsſteuern, ſoweit fie über 500 % des Staatsſteuerſatzes 
hinausgehen, angeordnet werden, 

bedarf der Zuſtimmung des Senats. 

Auf Bier⸗ und Hundeſteuer findet die Vorſchrift zu a) keine Anwendung. 


Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 4 
Danzig, den 31. März 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehn. Dr. Volkmann. 
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39 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beichloffen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz : 
betr. Rentenverteilungs⸗ und Fortſchreibungsgebühren. 
Sau 


8 6 des Geſetzes betreffend die Verteilung der öffentlichen Laſten bei Grundſtücksteilungen uſw. 
vom 25. Auguſt 1876 (Pr. Geſ. Samml. S. 405) § 38 des Geſetzes vom 8. Februar 1867 betreffend die 
definitive Unterverteilung und Erhebung der Grundſteuer uſw. (Pr. Geſ. Samml. S. 185) und § 18 des 
Geſetzes vom 21. 5. 1861 betreffend die Einführung einer allgemeinen Gebäudeſteuer (Pr. Gef. Samml. 
S. 317) werden aufgehoben. An ihre Stelle treten folgende Beſtimmungen: 


A. Rentenverteilungsgebühren. 


1. Für Rentenverteilungen und zum Erſatz für die aus dem Schrifiwechſel zwiſchen den Staatsbehörden 
einerſeits und den Gemeindebehörden ſowie den Beteiligten audererſeits in Rentenverteilungsſachen 
erwachſenden Portokoſten ſind zu berechnen: 

a) eine allgemeine Gebühr von 24— M, 
b) für jedes mit Renten belegte Trennſtück oder Reſtgrundſtück, wenn der Verteilungsplan ein 


"Dies urea oder Reſiſtück achtet 8 16,— M 
wenn der Verteilungsplan 2 ſolche Trenn- oder Reſtſtücke nachweiſ tt. 20,— M 
für jedes weitere Trenn⸗ oder Reſtſtück eine Mehrgebühr von n 4,— M 


Die auf das einzelne Trenn- oder Reſtſtück enifallende Gebühr wird nach oben oder unten auf 0,50 M 
abgerundet dergeſtalt, daß die Summe der Einzelbeträge die Geſamtſumme der Gebührenbeträge von 
a und b erreicht. Die Gebühr ijt von dem Trennſtuͤckserwerber zu entrichten. 

2. Außerdem ſind denjenigen Trennſtückserwerbern, für die Ermittelungen an Ort und Stelle lediglich 
wegen der Rentenverteilung erforderlich waren (Nr. 6 und 19 der Anweiſung vom 17. 6. 1920 für 
die Rentenverteilungen — Finanzminiſterialblatt Nr. 18/19 S. 291) nach Verhältnis der Rentenanteile 
die Reiſekoſten, die ſich nach den geſetzlichen Beſtimmungen ergeben, und die baren Auslagen bei Feld⸗ 
arbeiten zu berechnen. 

B. Fortſchreibungsgebühreu. 


3. Die Fortſchreibungsgebühr beträgt ein Zehntel der Gebühren, die uach § 57 des Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes in der Faſſung vom 20. Mai 1898 — R. G. Bl. S. 659 — nebſt den nach der Ver⸗ 
ordnung des Staats rats vom 24. 6. 1920 — Sonderausgabe zum Staatsanzeiger für Danzig Seite 165 — 
feſtgeſetzten Teuerungszuſchlägen für die Auflaſſung pp. von Grundſtücken (8 58 zu 1 a. a. O.) ſeit 
dem 1. 6. 1920 zur Staatskaſſe erhoben werden. 

4. Die Fortſchreibungsgebühr bildet die Entſchadigung für die Nachtragung der Eigentumsveränderungen 
von Grundſtücken oder Grundſtücksteilen in den Kataſterbüchern und für den hierbei entſtehenden 
Schriftwechſel. Sie hat in allen Fällen der Erwerber zu tragen. 

5. Für die Eintragung des Eigentums von Abkömmlingen des bisherigen Eigentümers werden fünf Zehntel 
des Gebührenſatzes zu 3 erhoben; werden Abkömmlinge auf Grund der Erbfolge oder einer Erbaus⸗ 
einanderſetzung eingetragen, ſo macht es keinen Unterſchied, ob die Erben inzwiſchen im Grundbuche 
(in den eae. eingetragen waren oder nicht (§ 58 zu 2 a. a. O.) Diefelbe Gebühr lommt 
zum Anſatze für die nachträgliche Eintragung des Miteigentums eines Ehegatten oder von Kindern 
an Grundſtücken, welche zur ehelichen Gütergemeinſchaft oder zur fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gehören, 
ſowie für die Umſchreibung der Grundſtücke, welche einem Ehegatten oder den Erben eines ſolchen bei 
der Aus einanderſetzung einer aufgelöſten Gütergemeinſchaft überwieſen oder welche einem Ehegatten 
nach Auflöſung der Gütergemeinſchaft kraft Geſetzes zugefallen find (§ 58 zu 2 a. a. O.). 
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6. Erfolgt die Eintragung eines Eigentümers auf Grund eines gleichzeitig geſtellten Antrages bei mehreren 
Grundſtücken, welche im Bezirk desſelben Amtsgerichtes belegen ſind, ſo werden die vorſtehend beſtimmten 
Gebühren nur einmal nach dem zuſammenzurechnenden Werte der Grundſtücke erhoben (§ 58 zu 5 a. a. O.). 

7. Eine Fortſchreibungsgebühr wird nicht entrichtet für die in das Eigentum des Staats oder von einer 
Staatsverwaltung an die andere übergehenden Grundſtücke. 

8. Die vorſtehenden Beſtimmungen unter B bleiben ſolange in Kraft, wie die Verordnung des Staats⸗ 
rats (zu 3) Geltung hat. 

§ 2. 


Der Senat wird ermächtigt, die im § 1 aufgeführten Gebühren durch Verordnung bis zur Höhe 
von 100% zu erhöhen oder zu ermäßigen, wenn eine Steigerung oder Minderung des Ausgabebedarfs der 
Kataſterverwaltung dies erfordern. 

30. 


Dieſes Geſetz tritt am Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 21. März 1922. 


Der Seuat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


